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Antrag 
 
der Landesregierung 
 

Antrag auf Zustimmung des Landtages nach § 64 Abs. 2 LHO zur unentgeltli-
chen Veräußerung der alten Domprobstei Ratzeburg an den Kreis Herzogtum 
Lauenburg 

Federführend ist das Ministerium für Bildung, Wissenschaft und Kultur 
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Der Landtag wolle beschließen: 

Der unentgeltlichen Veräußerung der alten Ratzeburger Domprobstei (Grundbuch 

Ratzeburg Blatt 2003, Flurstück 6, Flur 019, Gemarkung Ratzeburg, Erholungs-, Ge-

bäude und Freifläche, Domhof 11, 12, 13, insgesamt 6.067 m²) an den Kreis Herzog-

tum Lauenburg wird unter den Voraussetzungen, die der Vereinbarung zwischen der 

Nordkirche, dem Kreis Herzogtum-Lauenburg und dem MBWK vom 10.02.2020 (An-

lage 1) zu entnehmen sind, zugestimmt. 

 

Begründung: 
In den vergangenen Jahren entstand zwischen der Nordkirche, dem Kreis Herzog-

tum Lauenburg und dem MBWK ein Austausch verschiedener Rechtsfragen und 

Rechtspositionen, die mit der Situation bezüglich der Domprobstei zusammenhän-

gen. Die betreffende Rechtslage ist komplex und wird von den genannten Akteuren 

teilweise unterschiedlich bewertet. 

Die Domprobstei, ein denkmalgeschütztes Gebäudeensemble, steht im Ressortei-

gentum des für Kultur zuständigen Ministeriums. Bis zum Bau der neuen Dom-

probstei um 1970 nutzte die Kirche die Gebäude. Seit 1973 werden sie als Museum 

des Kreises Herzogtum-Lauenburg genutzt. Grundlage für die Nutzung ist ein 1971 

zwischen dem Land und dem Kreis geschlossener Vertrag (Anlage 2), der die unent-

geltliche Nutzung vorsieht, dafür jedoch dem Kreis sämtliche Unterhaltsleistungen 

auferlegt. Der Kirche wurde mit einem Vertrag von 1969 (ebenfalls Anlage 2) von 

Seiten des Landes in Aussicht gestellt, nach der deutschen Wiedervereinigung die 

Nutzung der Domprobstei erneut eingeräumt zu bekommen. Sollte die Kirche diese 

Option nicht nutzen, kann nach bisheriger Vertragslage der Kreis die unentgeltliche 

Eigentumsübertragung verlangen, sofern der Landtag dem zustimmt. 

Aufgrund dieser Verträge stellte sich in den letzten Jahren die Frage, inwieweit die 

Ansprüche der Kirche und des Kreises auf Nutzungseinräumung bzw. Eigentums-

übertragung der Verjährung unterliegen. Seitens der Landesregierung wird zwar - an-

ders als von der Kirche - von einer Verjährung des kirchlichen Anspruchs ausgegan-

gen. Hinsichtlich der Verjährung des Eigentumsübertragungsanspruchs des Kreises 

bestehen jedoch gewisse Unsicherheiten bei der Auslegung der Verträge. Das Land 

hat sich im Übrigen auf die Verjährung förmlich bisher weder gegenüber der Kirche 

noch gegenüber dem Kreis berufen. 

Für den Fall einer Nutzungseinräumung zugunsten der Kirche stellen sich überdies 
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Fragen finanzieller Ausgleichszahlungen der Kirche gegenüber Land und Kreis. Im 

Verhältnis zwischen Land und Kreis könnte ebenfalls problematisiert werden, wie auf 

aktueller Vertragsgrundlage etwa mit einem Komplettverlust der Gebäude (etwa 

durch Brand o.ä.) umgegangen werden würde und wer ggf. einen Wiederaufbau leis-

ten müsste. 

Bislang war es trotz jahrelanger Bemühungen nicht gelungen, eine für alle Seiten ak-

zeptable Neuregelung für den rechtlichen Status der Domprobstei zu treffen. 

2019 fand ein intensiver Austausch zwischen Vertretern des Kreises Herzogtum 

Lauenburg, der Nordkirche, der Domkirchengemeinde und des MBWK statt. Im Zuge 

dessen konnte man sich auf die in der anliegenden Vereinbarung genannten Rege-

lungen verständigen, deren Kerninhalte folgende sind: 

1. Die Altverträge des Landes mit Kirche und Kreis von 1969 bzw. 1971 werden 

aufgehoben. 

2. Der Kreis erhält unentgeltlich Eigentum an der Domprobstei, wobei der Kreis 

etwaige Kosten der Eigentumsübertragung übernimmt. 

3. Die Kirche kann den Rokokosaal der Domprobstei unentgeltlich nutzen, sofern 

dieser zur Verfügung steht. 

4. Sollte die kulturelle Nutzung der Domprobstei durch den Kreis jemals enden, 

erhält die Kirche ein Nutzungsrecht zur ortsüblichen Miete. 

5. Sollte der Kreis jemals die Veräußerung der Domprobstei planen, erhält die 

Kirche ein Ankaufsrecht zum Verkehrswert. 

 

Für die mit dem Vereinbarungsentwurf angedachten Regelungen spricht Folgendes: 

Zunächst können die teilweise stark auslegungsbedürftigen Rechtsgrundlagen zur 

Domprobstei so durch eine klare neue Regelung ersetzt werden. Eine Neuregelung 

befriedet zudem eine seit Jahren bestehende und konfliktträchtige Lage zwischen 

Kirche, Kreis und Land auf der Domhalbinsel, die im Zuge von Ausbauplänen der Kir-

che und Sanierungsplänen des Kreises aktuell an Brisanz gewonnen haben. Strittige 

Klärungen insbesondere von Verjährungsfragen können so vermieden werden. 

Eine Wertindikation der GMSH zur Domprobstei vom 27.03.2019 ergab einen Ver-

kehrswert von 3,3 Mio. € (+/- 20%). 

Die Eigentumsübertragung an den Kreis verhindert, dass das Land im Falle einer 

Aufgabe der Nutzung der Gebäude als Museum durch den Kreis ggf. unberechenbar 

hohe Sanierungskosten der denkmalgeschützten Gebäude sowie Unterhaltungs- und 
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Verkehrssicherungskosten zu tragen hätte. Zudem wird mit der Eigentumsübertra-

gung die Frage geklärt, wer insgesamt die Gefahrtragung für die Gebäude über-

nimmt. 

Für die Unentgeltlichkeit der Eigentumsübertragung spricht zum einen, dass dem 

Kreis dies im Vertrag von 1971 - unter Vorbehalt der Zustimmung des Landtages - 

bereits für den Fall versprochen wurde, dass der Anspruch der Kirche auf vorrangige 

Nutzungseinräumung aus dem Vertrag von 1969 erlischt - so wie es nun auch neu 

geregelt werden soll. 

Zudem ist einzubeziehen, dass der Kreis bereits erhebliche Mittel in das Objekt flie-

ßen lassen hat, um die denkmalgeschützte Substanz zu erhalten und die Immobilie 

einer kulturellen Nutzung zuzuführen. Das Land konnte dadurch entsprechende Be-

träge seit den 70er Jahren einsparen. 

Der Kreis investierte für die Erstinstandsetzung (963.990 €), eine Einbruchmeldean-

lage (81.636 €), den Umbau des Dachgeschosses eines Nebengebäudes (etwa 

65.000 €), die energetische Sanierung und den Magazinraum (78.000 €), eine Brand-

meldeanlage (6.800 €) und die Restaurierung des Rokokosaales (6.650 €) insgesamt 

etwa 1,2 Mio. € für bauliche Maßnahmen. Hinzu kommen die laufenden Bewirtschaf-

tungs- und Unterhaltungskosten i.H.v. durchschnittlich 72.000 € jährlich - summiert 

bis heute rund 3,2 Mio. €. 

Zu diesen insgesamt etwa 4,4 Mio. € kommen kurzfristig weitere Sanierungs- und In-

vestitionsbedarfe, die der Kreis im Falle einer Eigentumsübertragung bedienen 

möchte. 2015 wurde diesbezüglich der aktuelle Bedarf für eine Mauerwerks- und 

Fenstersanierung, den barrierefreien Ausbau und den Neubau der Heizzentrale auf 

415.000 € geschätzt. 

Schließlich ist auch die konkrete und möglichst langfristige sowie nachhaltige kultu-

relle Nutzung durch den Kreis im Interesse des MBWK und des Landes. 

Der Kreis kann durch die geplante Neuregelung die Planungssicherheit gewinnen, 

die er braucht, um die investiven Arbeiten an der Domprobstei vorzunehmen. Davon 

profitiert die Denkmalsubstanz, die Attraktivität des Museums (mit derzeit 10.000 Be-

suchern pro Jahr) sowie der Kreis, der das Museums als identitätsstiftend empfindet. 

Auch die Kirche, die derzeit auf der Domhalbinsel verschiedene Neu- und Umbauten 

plant, würde Planungssicherheit bzgl. der Domprobstei gewinnen. Bezüglich eines 

(derzeit unabsehbaren) möglichen Endes der kulturellen Nutzung der Domprobstei 
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durch den Kreis und einer möglicherweise in ferner Zukunft bestehenden Veräuße-

rung durch den Kreis haben sich Kreis und Kirche zudem auf Nutzungs- bzw. An-

kaufsrechte geeinigt. Für das Land ist hier von Interesse, dass eine klare Regelung 

getroffen wird, um Unsicherheiten, wie sie auf Grundlage der Verträge von 1969 und 

1971 bestehen, künftig zu vermeiden. 

Die GMSH hat am 05.03.2019 die Entbehrlichkeit der Immobilie für Landesbedarfe 

festgestellt. Es bestehen zudem keine grundbuchrechtlich gesicherten Rechte Dritter 

(insbesondere keine Lasten oder Dienstbarkeiten) an der Domprobstei. Aufgrund des 

Denkmalstatus der Immobilie wurde der Landeskonservator nach Zf. 4.8 VV zu § 64 

LHO bereits über die beabsichtigte Veräußerung informiert. Auch wurde der Landes-

rechnungshof vorab informiert. 

Seitens der Kirche und des Kreises sind die Voraussetzungen für die Umsetzung der 

Vereinbarung vom 10.02.2020 bereits geschaffen worden. Das Kabinett hat der Ver-

äußerung am 12.05.2020 zugestimmt. Sofern auch der Landtag der Veräußerung zu-

stimmt, würde die Vereinbarung notariell umgesetzt werden können. 

 

Anlagen: 

Vereinbarung zwischen MBWK, Nordkirche und Kreis Herzogtum Lauenburg vom 

10.02.2020 

Vertrag zwischen der Nordkirche und dem Land vom 25.04.1969 

Vertrag zwischen dem Kreis Herzogtum Lauenburg und dem Land vom 04.03.1971 
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